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«Den 100-Millionen-Jackpot gibt es nicht»
Ärger umÄrztestopp Baselland: Regierungsrat Thomi Jourdan (EVP) zur Anzahl Disziplinen undwarumeinNein Komplikationen bringt.

Interview: Andreas Schwald
undHans-Martin Jermann

DasBaselbieterGesundheitsge-
setz sollneueinenÄrztestopper-
möglichen. Darüber stimmt die
Bevölkerung am 20. September
ab. Dieser kantonale Zulas-
sungsstoppwirdzumeinenvom
Bundverlangt, aberauchvonder
BaselbieterRegierungbegrüsst,
umdasKostenwachstumimGe-
sundheitswesen zu bremsen.

Konkret geht es darum,mit
demGesetz eine Grundlage zu
schaffen, damit gewisse medi-
zinische Disziplinen, in denen
eineÜberversorgung herrscht,
mit einer Höchstzahl für prak-
tizierendeÄrzte versehenwer-
den. Das Sparpotenzial wird
auf etwas über sieben Millio-
nen Franken pro Jahr einge-
schätzt.

Die Gegnerschaft – die Ba-
selbieterÄrztegesellschaftenso-
wiedieBaselbieterFDP– führen
hingegen insFeld,dassein Ja zur
Gesetzesänderung einem Be-
rufsverbotgleichkomme,dieEr-
sparnisse zu gering seien und
man langfristig ineineUnterver-
sorgung laufe.

Stimmt nicht, sagt jetzt der
zuständige Regierungsrat Tho-
mi Jourdan imInterview.Zudem
werde im Abstimmungskampf
von der Ärzteschaft mit Zahlen
operiert, dieüberholt seien. Ins-
besondere, was die Anzahl der
betroffenenDisziplinenangehe
undwiedasGesetz später inder
Praxis ausgelegt werde.

Herr Jourdan, dieÄrzte-
gesellschaft unddieFDP
laufenSturmgegendie
RevisiondesGesundheits-
gesetzes.DieRede ist davon,
dasswegenderÜberversor-
gungbei achtDisziplinenein
Ärztestoppverordnetwer-
den soll. Ist das so?
Thomi Jourdan: Mit dem neuen
Gesetz werden nicht mehr acht
Disziplinen betroffen sein. Die-
se Zahl stammt noch aus der
Übergangsverordnung von
2022.Wirgehendavonaus,dass
jetzt, nacheinemJazumGesetz,
auf der Basis der demnächst
erstmalig vomBund fürdiegan-
ze Schweiz veröffentlichten
Datengrundlage, nur für zwei
bis fünfDisziplinenHöchstzah-
leneingeführtwerden.Und:Wir
wollen die Vorlage mit Augen-
mass umsetzen.

MitderAbstimmungvom
22. Septemberwirddie
gesetzlicheGrundlage für
dieBeschränkungengelegt.
WelcheDisziplinenbetrof-
fen seinwerden, entscheidet
derRegierungsrat erst spä-
ter.Welchewerden sicher
nicht betroffensein?
Ausgenommensindganz sicher
Haus- und Kinderärzte, die ge-
samte Psychiatrie sowie jene
Disziplinen, von denen wir auf-
grund der demografischen Ent-
wicklungen wissen, dass schon
in naher Zukunft die Überver-
sorgung nicht mehr bestehen
wird. In der Radiologie undAn-
ästhesie, die in der Übergangs-
verordnung noch enthaltenwa-
ren, wird es sicher auch keine
Restriktion mehr geben. Das

sindnachgelagerteDisziplinen,
die nicht aus sich heraus eine
Nachfrage generieren.

DieGegner greifendie
Datengrundlagean, auf
welcherdieDisziplinen
ausgesuchtwerden.Die
vorliegendenDaten seien
unbrauchbar, umsolche
weitreichendenEntscheide
zu fällen. Sind siedas?

Das kolportierte Datenchaos
gibt es nicht. Da gehen einige
noch von einer falschen Aus-
gangslage aus. Die Ärzteschaft
und die FDP beziehen sich in
ihrerKritik auf die im Jahr 2022
nachBundesrecht für dieÜber-
gangszeit vorgesehene Metho-
dik,diebis2025zurAnwendung
gekommen wäre. Klar ist: Der
Bundgibt vor,wie abdem1. Juli
2025 die Zulassungsbeschrän-
kung umgesetzt werden muss.
Dafür wird er in den nächsten
Wochen schweizweit gültige
Daten zu allen Fachbereichen
veröffentlichen. Der Bund hat
zudem festgelegt, wie die Kan-
tone ihre Berechnungen vorzu-
nehmen haben. Das heisst: Das
wird eine andere Datengrund-
lage werden als die, welche in
den vergangenen Wochen im
Abstimmungskampf insFeldge-
führt wurde.

Wiekonnte esüberhaupt zu
dieserVerwirrungkommen?
Die Gegner der Vorlage haben
versucht, Verwirrung zu stiften.
Dabei istdieSachenicht sokom-
plex: Der Bund ermöglichte,

dass dieKantone in einerÜber-
gangsphase von 2021 bis 2025
auf Basis kantonalerDaten vor-
gezogene Zulassungsbeschrän-
kungen erlassen. Mein Vorgän-
ger Thomas Weber wollte dies
gemeinsammit meinem Basler
Amtskollegen Lukas Engelber-
gerumsetzen.Klarwar aber im-
mer schon: Ab dem 1. Juli 2025
geltendienationalenDaten, die
heute noch nicht vorliegen, da-

mals nicht vorlagen, aber wie
erwähnt demnächst vorliegen
werden.

WassagenSiedemUrologen
oderdemOrthopäden, der
befürchtet, dass er seinen
Beruf imBaselbiet dereinst
nichtmehrausübendarf,
weil dieHöchstzahlen in
seinerDisziplin erreicht
sind?
Selbstverständlich gibt es eine
Besitzstandsgarantie für sämt-
lichebereits tätigenÄrzte.Diese
gilt übrigens auch, wenn zum
Beispiel der erwähnte Urologe
diePraxis anseineTochterüber-
geben will. Wir können zudem
kantonale Eigenheiten und re-
gionale Disparitäten berück-
sichtigen. Das heisst: Wenn wir
zum Beispiel in einem städti-
schen Gebiet des Kantons fest-
stellen, dass in einer Disziplin
die Höchstzahlen erreicht sind,
einArztdannaber sichentschei-
det, in diesem Bereich im länd-
lichen Raum tätig zu sein, dann
kanner trotzÄrztestoppdieZu-
lassung erhalten.

MitdemÄrztestopp soll
einBeitrag zurDämpfung
desKostenwachstums
imGesundheitswesengeleis-
tetwerden.Nur:DieEin-
sparungen sindhier eher
gering – erst recht,wennnur
vereinzelteDisziplinen
betroffensind.
Für dieses Argument habe ich
weniger Verständnis. Alle politi-
schenKräfte imKantonfordern,
dasswiretwasgegendasKosten-
wachstumimGesundheitswesen
unternehmen. Den 100-Millio-
nen-Jackpot, mit dem man auf
einen Schlag und ohne dass es
wehtut, Geld einsparen kann,
gibtesnicht.Wirmüssenmitvie-
len kleinen Massnahmen unse-
renHandlungsspielraumnutzen.

InderLandratsvorlagewar
vonEinsparungenvon
7,7MillionenFrankenpro
JahrdieRede. Ist dasüber-
haupt realistisch?
Ich finde es müssig, darüber zu
diskutieren, ob zwei, fünf oder
zehn Millionen genügend sind.
Sicher nicht zutreffend ist die
Behauptung der Gegner, dass
dasEinsparpotenzial durchden
administrativen Wust wieder
aufgefressen werde. Einen sol-
chen wird es nicht geben: Wir
müssen wegen der Vorlage kei-
nen Stab in der Verwaltung auf-
bauen. Es ist auch nicht wahr,
dasswirmit verstecktenZahlen
operieren.Wir tun nichts ande-
res, als die Gesetzesgrundlage
schaffen, umein unbestrittenes
Ziel – die Kostendämpfung – im
RahmenunsererMöglichkeiten
zu verfolgen.

DerKantonBasellandkönn-
tenun imRahmenderAb-
stimmungvom22. Septem-
berdie erwähntegesetzliche
Grundlage schaffen,die
Regierungkönntedannaber
denÄrztestoppauf einMini-
mumbeschränken.
DasBundesgesetz gibt vor, dass
dieKantonemindestens ineiner
Disziplin tatsächlich Vorgaben
machenmüssen. Übrigens: Die

beiden Kantone Baselland und
Basel-Stadt regulieren bereits
heute gemeinsam im spitalsta-
tionärenBereich, inderPsychia-
trie und in der Rehabilitation –
undhaben immerangekündigt,
dass zur gemeinsamenPlanung
auch eine Regulation für die
Leistungserbringer imambulan-
ten Bereich gehört.

BeiderGegnerschaft glaubt
manoffensichtlichnicht so
recht, dassdieRegierung,
welchedieVerordnungdann
auf eigeneFaust erlassen
kann, tatsächlichAugen-
masswalten lässt.
Nur:MitwelchemInteressesoll-
te ich als Gesundheitsdirektor
michnicht dafür einsetzen, dass
wir im Baselbiet eine gute Ver-
sorgunghaben?Zudem:Beiden
erwähnten anderen regulierten
Bereichen gehen wir auch nicht
mit jedereinzelnenSpitalliste ins
Parlament. Und: Das Monito-
ring,mitwelchemdieBeschrän-
kungen laufend überprüft wer-
den, wird der landrätlichen Ge-
sundheitskommissionvorgelegt.

WashabendieBaselbieterin-
nenundBaselbieter von
einemJaam22. September?
Die Möglichkeit, das Kosten-
wachstum zu dämpfen, ohne
deswegen ineinenVersorgungs-
engpasszukommen– imGegen-
teil: In der Tendenz kann die
Beschränkung einer Disziplin
dazu führen, dass ein Jungarzt
sichvielleicht eineDisziplinaus-
sucht, wo es noch nicht so viele
Anbieter gibt. Dann hätten wir
sogar eine Verbesserung der
Versorgung und eine Stärkung
von Fachbereichen, die heute
vielleicht weniger attraktiv
scheinen.

Undwaspassiert bei einem
Volks-Neinam22. Septem-
ber?DieVorgabedesBundes
löst sichdann janicht ein-
fach inLuft auf.
Gute Frage. Was dann konkret
passiert,weiss ichnicht. Ich fän-
de es ein seltsames Staatsver-
ständnis, wenn sich der Kanton
BasellanddiesemBundesgesetz
verweigern würde. Auch fände
iches ein seltsamesVerständnis
der vonallenSeitengeäusserten
Erwartung gegenüber, dass wir
gegen das starke Kostenwachs-
tum imGesundheitswesen vor-
gehenmüssen.

DerNachbarkantonBasel-
Stadt kennt in einzelnen
Disziplinenbereits einen
Zulassungsstopp.Könnte ein
Neinam22. September
zumindest für einegewisse
Zeit dazu führen, dassÄrzte
ihrBüroaufdie andereSeite
derKantonsgrenzeverlegen?
Daswäredenkbarundnatürlich
überhauptnicht imSinnederge-
meinsamenGesundheitsregion
beider Basel. Damit würde der
KampfgegendasKostenwachs-
tum ad absurdum geführt. Die
PatientenwanderungüberKan-
tonsgrenzen ist in kaum einer
anderen Schweizer Region so
gross wie in den beiden Basel.
Alleindies zeigt schon,dasseine
gemeinsame Regulierung Sinn
ergibt.

Der Baselbieter Gesundheitsdirektor Thomi Jourdan stellt in Aussicht, den Zulassungsstopp, der seitens
Bund eingeführt werdenmuss, mit Augenmass umzusetzen. Bild: Kenneth Nars

«DerBundgibt
vor, dassdie
Kantone in
mindestens
einerDisziplin
zuhandeln
haben.»

«Das
kolportierte
Datenchaos
gibt esnicht.»


